
 
 

Regierungsratsbeschluss vom 17. September 2013 

 

 Nr. 2013/1711   

Vernehmlassung zu 10.467 Parlamentarische Initiative: Schuldenprävention. Keine 

Werbung für Kleinkredite 

Schreiben an die Nationalratskommission für Wirtschaft und Abgaben, Bern 

  

1. Erwägungen 

Mit Schreiben vom 6. Juni 2013 gelangte der Präsident der Nationalratskommission für Wirt-

schaft und Abgaben (WAK) an die Kantonsregierungen und ersuchte um eine Stellungnahme 

zum Vorentwurf für eine Revision des Bundesgesetzes über den Konsumkredit im Sinne der Par-

lamentarischen Initiative (10.467). Schuldenprävention. Keine Werbung für Kleinkredite. 

2. Beschluss 

Auf Antrag des Volkswirtschaftsdepartementes wird die Stellungnahme an die Nationalrats-

kommission für Wirtschaft und Abgaben zum Vorentwurf für eine Revision des Bundesgesetzes 

über den Konsumkredit im Sinne der Parlamentarischen Initiative (10.467). Schuldenprävention. 

Keine Werbung für Kleinkredite beschlossen. 

Andreas Eng 

Staatsschreiber 

 

Beilage 

Schreiben an die Nationalratskommission für Wirtschaft und Abgaben vom 17. September 2013 

Verteiler 

Volkswirtschaftsdepartement (2; GK-Nr. 2013-3116) 

Amt für Wirtschaft und Arbeit (3) 

Ratsleitung (8) 

Medien (jae) 
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